
richte und Analysen zu erarbeiten über
die wirtschaftliche und soziale Lage in
der DDR. Weiter sollte er Szenarien ent-
wickeln über notwendige politische und
sachliche Maßnahmen, die im Falle der
Wiedervereinigung sofort oder innerhalb
eines Jahres zu ergreifen seien.

Der Forschungsbeirat bestand aus re-
nommierten Wissenschaftlern verschie-
dener Fachrichtungen, aus Vertretern der
öffentlichen Hand und der politischen
Parteien beziehungsweise der Bundes-
tagsfraktionen; er umfasste mehrere
Fachausschüsse. Bis 1969 erschienen auch
regelmäßig entsprechende Berichte und
Empfehlungen. Beiläufig sei hier er-
wähnt, dass der Forschungsbeirat schon
in einer Analyse des Jahres 1965 für den
Fall der Wiedervereinigung einen langen
wirtschaftlichen Übergangsprozess prog-
nostizierte.

Der Forschungsbeirat stand der DDR
als einem totalitären Staat kritisch gegen-
über, er stellte die Staatsordnungen von
DDR und Bundesrepublik keineswegs
wertneutral gleichberechtigt nebeneinan-
der. Für den Fall der Wiedervereinigung
setzte er eine freiheitlich-demokratische
Ordnung von Staat und Gesellschaft für
alle Deutschen als selbstverständlich vo-
raus. So verwundert es nicht, dass der
Forschungsbeirat von der DDR scharf at-
tackiert wurde. 

Diese klare ordnungspolitische Posi-
tion entsprach aber wohl auch nicht mehr
den neuen ost- und deutschlandpoliti-
schen Zielvorstellungen, die von Minister
Herbert Wehner (SPD) in der Großen Ko-

Auch zwanzig Jahre nach dem Fall der
Berliner Mauer im Herbst 1989 wird er-
neut – oder noch immer – die Frage auf-
geworfen, warum die Bundesregierung
damals so wenig auf die Situation einer
deutschen Wiedervereinigung vorberei-
tet war, vor allem mit Blick auf die Beur-
teilung der wirtschaftlich-sozialen Lage
in der DDR. Gab es keine verwendbaren
Forschungsunterlagen in den Bonner Mi-
nisterien, insbesondere im Innerdeut-
schen Ministerium, auf die man hätte zu-
rückgreifen können? Wollte man vorhan-
denes Material nicht heranziehen, oder
hat die damalige Ministerin Wilms ent-
sprechende Unterlagen zurückgehalten,
weil sie von Bundeskanzler Kohl nicht an-
gefordert wurden, wie es der ehemali-
ge Bundeskanzler Schmidt in einem In-
terview (Frankfurter Allgemeine Zeitung,
22. Dezember 2008) annimmt?

Angesichts dieser etwas merkwürdig
anmutenden These erscheint es sinnvoll,
der Frage nachzugehen, inwieweit es im
Gesamtdeutschen/Innerdeutschen Mi-
nisterium im Laufe der Jahrzehnte eine
Förderung von Deutschlandforschung
zur Vorbereitung einer deutschen Verei-
nigung gegeben hat. 

Kritische Analysen
Im März 1952 wurde von Bundesminister
Jakob Kaiser (CDU) im Bundesministe-
rium für gesamtdeutsche Fragen (BMG)
der „Forschungsbeirat für Fragen der
Wiedervereinigung Deutschlands“ ge-
gründet. Er hatte die konkrete Zielset-
zung, auf wissenschaftlicher Basis Be-
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alition (1967 bis 1969) eingeleitet wurden
und die sich in der SPD/FDP-Koalition ab
1969 durchsetzten. In der Deutschland-
forschung wurden jetzt neue Akzente ge-
setzt.

Ab Ende der 1960er-Jahre erschienen
im Ministerium keine konkreten Empfeh-
lungen zur Wiedervereinigung mehr,
sondern mehr oder weniger wertfreie
Analysen über die wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Lage in der DDR und über
die Beziehungen und das Nebeneinander
der beiden Staaten in Deutschland. Die
Arbeit des „Forschungsbeirats für die
Wiedervereinigung“ wurde wegen sei-
nes bisherigen methodischen Ansatzes
und wohl auch wegen seiner politischen
Einstellung mehr und mehr zurückge-
drängt, seine Arbeitsmöglichkeiten wur-
den zunehmend eingeschränkt; im April
1975 löste Bundesminister Egon Franke
(SPD) ihn förmlich auf. 

Verschiedene Strömungen
Mit ausschlaggebend für seine Auflösung
war ohne Zweifel auch die wachsende,
vom Bundesministerium für innerdeut-
sche Beziehungen (BMB) – so die neue
Bezeichnung seit 1969 – nun bevorzugt
geförderte neue Forschungsrichtung der
„DDR-Forschung“ und „vergleichenden
Deutschlandforschung“. Sie wurde von
einer jüngeren Forschergeneration betrie-
ben, wobei insbesondere die Namen des
Politologen Peter Christian Ludz und des
Soziologen Ernst Richert zu nennen sind.
Wissenschaftler dieser Richtung ver-
schrieben sich einer mehr wertfreien Ana-
lyse der Strukturen in beiden Staaten in
Deutschland. Sie vermieden möglichst
politische Werturteile, betrieben also
auch keine Totalitarismuskritik mehr, die
damals generell wissenschaftspolitisch
aus der Mode gekommen war, und be-
vorzugten eine stärker „systemimma-
nente“ Betrachtungsweise. Damit ent-
sprachen sie auch der neuen Politik in der
sozialliberalen Koalition, die von der

Existenz zweier gleichberechtigter deut-
scher Staaten ausging.

Die wissenschaftlichen Arbeiten von
Peter Christian Ludz und seinen Schülern
wurden vom Ministerium bevorzugt ge-
fördert; so erschien zum Beispiel 1975 von
Ludz das DDR-Handbuch gleichsam als
Standardwerk über die DDR. Auch die Ma-
terialien zur Lage der Nation 1971, 1972, 1974
wurden maßgeblich von Ludz bearbeitet.
In den 1970er-Jahren berief Minister Franke
einen „Arbeitskreis für vergleichende
Deutschlandforschung“. Dieser legte 1978
Ergebnisse und Empfehlungen zum Stand
der DDR-Forschung und der vergleichen-
den Deutschlandforschung vor, verfasst
von Ludz. Das BMB richtete zudem ei-
nen Nachwuchsförderpreis, den „Ernst-
Richert-Preis“, ein, um das Interesse jün-
gerer Wissenschaftler an der DDR-For-
schung zu wecken. Er wurde für wissen-
schaftliche Analysen über einzelne Lebens-
und Sachgebiete in der DDR verliehen. 

Unbehagen über die einseitige fi-
nanzielle und politische Förderung 
der systemimmanenten DDR-Forschung
machte sich allerdings in den 1970er-Jah-
ren in der Wissenschaft breit. In bewuss-
ter Distanz zu den „DDR-Forschern“
gründete sich 1978 in Berlin die unabhän-
gige „Gesellschaft für Deutschlandfor-
schung“ unter Leitung von dem Natio-
nalökonomen Karl C. Thalheim, der Wis-
senschaftler mehrerer Disziplinen, aber
auch Publizisten angehörten. Hier legte
man bewusst Wert auf pluralistische For-
schungsansätze und auf eine auch kriti-
schere Betrachtung der DDR unter dem
Aspekt von Freiheit und Demokratie.
Diese Gesellschaft stieß bei vielen DDR-
Forschern wie im BMB auf wenig Begeis-
terung. Erst nach einigem Zögern wurde
die Gesellschaft von Minister Franke auch
in eine finanzielle Förderung einbezogen.
Das Schwergewicht der Forschungsför-
derung durch das BMB lag aber bis zum
Ende der SPD/FDP-Koalition 1982 auf
der DDR-Forschung.  
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Nach dem Regierungswechsel zur
CDU/CSU/FDP-Koalition 1982 und vor
allem nach der Wahl 1983 betonte Bun-
deskanzler Kohl in seinen Regierungser-
klärungen, dass er an den Ost- und
Deutschlandverträgen festhalten wolle,
dass er beabsichtige, die innerdeutschen
Beziehungen im Sinne eines Zusammen-
halts der Nation und einer Begegnung der
Menschen in Deutschland zu erhalten
und zu intensivieren. Das Ziel der
Wiedervereinigung Deutschlands in Frie-
den und Freiheit stehe für seine Regie-
rung immer im Vordergrund aller Bemü-
hungen. 

Erweiterte Themenpalette
Im BMB kam es unter den Bundesminis-
tern Rainer Barzel und Heinrich Winde-
len (beide CDU) zunächst nicht zu einem
neuen Gesamtkonzept für die For-
schungsförderung, weil andere Hand-
lungsfelder im Vordergrund standen. So
wurde zum Beispiel die deutschlandpoli-
tische Bildungsarbeit, auch im Verbund
mit den Ländern und der Kultusminister-
konferenz, sehr ausgebaut. Im Rückblick
lässt sich sagen, dass eine neue For-
schungsstrategie ab 1982/83 ohne Zwei-
fel hilfreich gewesen wäre für einen
schnelleren Umbau der Förderung in der
Deutschlandforschung. Minister Winde-
len sah damals aber keinen direkten An-
haltspunkt für eine neue Forschungsstra-
tegie und den Neubeginn eines For-
schungsbeirats zur Wiedervereinigung;
denn diese war Anfang der 1980er-Jahre
auch angesichts der internationalen Lage
kein Thema konkreter operativer Politik.
Aber die deutschlandpolitische Themen-
palette in der Forschung wurde erweitert,
so zum Beispiel auf zeitgeschichtliche Zu-
sammenhänge in der deutschen Frage. Es
wurden wissenschaftliche Arbeiten zur
mehr kritisch vergleichenden Darstel-
lung wichtiger Lebensbereiche in der
DDR und in der Bundesrepublik vorbe-
reitet. Seit 1983 wurde auch die „Gesell-

schaft für Deutschlandforschung“ ver-
stärkt gefördert neben den Tagungen der
„DDR-Forschergruppe“.

1986 berief Windelen eine „Wissen-
schaftliche Kommission des BMB“ unter
Leitung von Karl C. Thalheim. Diese
Kommission sollte zu vorgegebenen The-
men Materialien zur Lage der Nation erar-
beiten lassen. 1987 legte Windelen dem
Deutschen Bundestag einen ersten Mate-
rialien-Band seit 1974 vor über die „Wirt-
schaftliche und soziale Lage in der DDR
und BRD seit 1970“, an dessen Erarbei-
tung auch das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung, Berlin, beteiligt war. Er
diente als Unterfütterung des Berichts
von Bundeskanzler Kohl zur „Lage der
Nation im geteilten Deutschland“ im
Bundestag; dieser Textzusatz wurde übri-
gens erstmals seit Anfang der 1970er-
Jahre wieder von Kohl eingeführt.

Im März 1987 wurde ich von Bundes-
kanzler Kohl als Bundesministerin für
innerdeutsche Beziehungen berufen und
wandte mich im neuen Amt unter ande-
rem bald der Forschungsförderung zu,
die mich als bisherige Ministerin für Bil-
dung und Wissenschaft besonders in-
teressierte. Mitte 1988 veranlasste ich 
die Gründung eines „Arbeitskreises
Deutschlandforschung“ mit dem strate-
gischen Ziel, die Förderung der wissen-
schaftlichen Deutschlandforschung im
Ministerium thematisch breiter, etwa im
Sinne gemeinsamer deutscher Rechts-,
Kultur- und Geistesgeschichte, und wis-
senschaftstheoretisch pluraler anzulegen.
Dazu wurden Wissenschaftler aus vielen
Wissenschaftsbereichen berufen, junge
Wissenschaftler sollten bevorzugt heran-
gezogen werden. Zwei Kongresse fanden
in diesem Sinne statt, der letzte am Tag
des Berliner Mauerfalls 1989 im Reich-
tagsgebäude. 

Anfang 1989 legte der Leiter der
„Unabhängigen wissenschaftlichen Kom-
mission des BMB“, Eckhard Klein, eine
deutschlandpolitische Untersuchung vor:
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Bürger und Staat. Im Sommer 1989 folgte
eine weitere Untersuchung unter dem
Titel Vergleich der Bildungssysteme in DDR
und BRD von dem Pädagogen Oskar
Anweiler. Beide Materialien sollten in 
den Bericht zur Lage der Nation im geteil-
ten Deutschland im Bundestag einfließen;
dazu kam es aber nicht mehr. Auch 
war ein Nachwuchsförderpreis für die
Deutschlandforschung für das Jahr 1990
vorgesehen. Über alle diese Planungen
gingen die politischen Ereignisse des
Herbstes/Winters 1989/90 hinweg.

Aber eines darf hier nicht übersehen
werden: So wichtig und interessant die
Forschungsergebnisse für eine deutsch-
landpolitische Fachdiskussion im Einzel-
nen auch waren, so wenig konnte man die
meisten von ihnen als Grundlage für eine
Wiedervereinigung nach Artikel 23
Grundgesetz ansehen, die sich 1990 durch
den Beitritt der neuen Bundesländer, also
dem Gebiet der bisherigen DDR, zum
Geltungsbereich des Grundgesetzes in
Freiheit vollzog. Dieser Weg entsprach
dem politischen Willen der frei gewähl-
ten Volkskammer und Regierung der
DDR, um damit den Aufbau einer frei-
heitlich-demokratischen Ordnung in
Staat und Gesellschaft auf dem Gebiet der
alten DDR zu gewährleisten. 

Verfälschte Ergebnisse
In den meisten vorangegangenen For-
schungsarbeiten war die totalitäre Ord-
nung in der DDR mit ihren fehlenden Frei-
heitsrechten für die Bürger als Ausgangs-
punkt für die Analyse entweder politisch
gewollt oder resignierend oder gleichgül-
tig hingenommen worden. Nicht wenige
Medien hatten in diesen Jahren in der
bundesdeutschen Öffentlichkeit zudem
das Ihrige getan, dass viele Menschen in
der Bundesrepublik aus Begeisterung für
die Entspannungspolitik und gute Bezie-
hungen zur DDR die Augen vor Miss-
ständen und Freiheitsbegrenzungen in
der DDR schlossen.

Eine andere Tatsache wird vielfach
aus den Augen verloren: Die Wissen-
schaftler ebenso wie die Mitarbeiter der
Bonner Ministerien waren in ihren Fak-
tensammlungen angewiesen auf das,
was der SED-Staat an Daten und Statisti-
ken veröffentlichte. So gaben die meisten
der vorgelegten DDR-Analysen zwar ei-
nen Blick frei auf Strukturen und Situa-
tionen in der DDR, aber immer nur auf
der Grundlage dessen, was die DDR
selbst vorher veröffentlicht und an Daten
preisgegeben hatte. Auch die in den
1980er-Jahren zunehmenden Begegnun-
gen zwischen Wissenschaftlern aus der
DDR und der Bundesrepublik sind nicht
zuletzt unter dem Gesichtspunkt zu be-
werten, dass nur ausgesuchte Reisekader
der DDR den Weg zu Kongressen und
Tagungen im „nicht sozialistischen Aus-
land“ nehmen durften. Ob diese immer
die tatsächliche Lage in der DDR schil-
derten?

Kritische Geister ahnten es schon vor
1989, heute wissen wir es: Die amtlichen
Statistiken der DDR waren oft geschönt,
zum Teil gingen sie von nicht definierten
Ausgangspositionen aus. Gerade für den
internationalen Gebrauch wurden sie oft
im Sinne des Systems „korrigiert“, sodass
im Ausland ein falsches, ein allzu opti-
mistisches Bild von der DDR und ihrer
wirtschaftlichen, finanziellen und sozia-
len Lage entstehen musste; dies gilt übri-
gens auch für Statistiken der OECD. Die
Enquete-Kommission des Deutschen
Bundestages „Aufarbeitung von Ge-
schichte und Folgen der SED-Diktatur“
(1992 bis 1994) ist gerade dieser Proble-
matik intensiv nachgegangen und kam zu
einem vernichtenden Urteil über die
Glaubwürdigkeit der DDR-Statistiken
(Auswertungsbericht Band II/1, S. 638 ff).
Wir wissen heute, dass es früher in der
DDR auch vorkam, selbst die SED-Füh-
rung nicht so genau über die wahre Situ-
ation im Lande zu informieren, wenn dies
inopportun erschien.

Dorothee Wilms
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Spitzenbeamte der damaligen Bundes-
regierung, die an den bilateralen inner-
deutschen Fachverhandlungen über die
Vereinigung im Laufe des Jahres 1990 be-
teiligt waren, berichten noch heute darü-
ber, mit welchen ihnen bis dahin völlig
unbekannten Zahlenbildern über die de-
solate Lage in der DDR sie in den Einzel-
verhandlungen von ihren Gesprächspart-
nern häufig überrascht wurden! 

Unwägbare Entwicklungen
Das historische Ereignis der Vereinigung
Deutschlands war sowohl von seinem Zeit-
punkt als auch von seinen Rahmenbedin-
gungen (so zum Beispiel Beitritt nach Arti-
kel 23 Grundgesetz statt einer neuen ge-
meinsamen Verfassung nach Artikel 146
Grundgesetz) nicht vorhersehbar und in
seinem Vollzug 1989/90 auch nur sehr be-
grenzt nach vorgegebenen Plänen steuer-
bar angesichts des stürmischen Drängens
der Menschen in der DDR nach Freiheit,
Einheit und Verbesserung ihrer wirtschaft-
lichen Lage und angesichts der massi-
ven außenpolitischen Unwägbarkeiten. Die
vom BMB geförderten vorhandenen For-
schungsunterlagen der vergangenen Jahre
hatten diese Perspektive nicht vorausgese-
hen und auch nicht voraussehen können! 

Aus alldem wird deutlich, dass es
kaum möglich war, gleichsam voraus-
schauend exaktes Datenmaterial über
die tatsächliche wirtschaftliche, finan-
zielle und soziale Lage in der DDR als
Unterlage für einen Beitritt der neuen
Bundesländer zum Geltungsbereich des
Grundgesetzes zu gewinnen. Die meis-
ten Bonner Ministerien hatten jeweils
ihre spezifischen Unterlagen über die
DDR, allein schon als Grundlage für die
bestehenden innerdeutschen fachbezo-
genen Beziehungen. Diese brachten sie
ein in die Verhandlungen mit den Ver-
tretern der frei gewählten DDR-Regie-
rung und Volkskammer; für alle Unter-
lagen galten aber zunächst die oben
erwähnten Einschränkungen. Auch das
BMB hat seinen Sachverstand in die Ver-
handlungen mit eingebracht, vielleicht
war dabei sogar die eine oder andere
vom BMB geförderte Forschungsarbeit
hilfreich. Aber gezielt auf die deutsche
Vereinigung nach Artikel 23 Grundge-
setz bezogene Forschungsunterlagen gab
es gewiss nicht – und konnte es auch
nicht geben! Ereignisse von der histori-
schen Dimension wie die deutsche
Wiedervereinigung lassen sich eben
nicht vorausplanen!
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Angst vor der Stasi

„Am wenigsten überrascht von den Enthüllungen über Karl-Heinz Kurras, den Poli-
zisten, der Ohnesorg 1967 erschoss und dessen Stasi-Mitarbeit jüngst bekannt
wurde, wäre wahrscheinlich Rudi Dutschke gewesen. Dutschke, der ebenso wie
Bernd Rabehl aus der DDR geflohen war, hat nie einen Zweifel daran gelassen, dass
er die DDR für eine autokratische Fehlentwicklung des Sozialismus gehalten hat. […]
In den Jahren nach dem Attentat hat er in seinen Tagebüchern und in Briefen an
seine Frau immer wieder die Befürchtung geäußert, dass er durch einen Anschlag
der Stasi beseitigt werden könnte. Überraschenderweise – oder eben gar nicht über-
raschend – ist die DDR-kritische Seite von Dutschkes Befreiungs-Ideologie in der
westdeutschen Linken nie populär geworden. Sie stand unter dem Verdacht des 
Nationalismus.“

Peter Schneider am 25. Mai 2009 im SPIEGEL

475_67_71_Wilms  28.05.2009  6:41 Uhr  Seite 71


	Schaltfläche1: 


